
Die Frage kann nur so stehen: bürgerliche oder 

sozialistische Ideologie. Ein Mittelding gibt es 

nicht (denn eine 3. Ideologie hat die Mensch- 

heit nicht geschaffen, wie es überhaupt in einer 

Gesellschaft, die von Klassengegensätzen zer- 

fleischt wird, niemals eine außerhalb der Klas- 

sen stehende Ideologie geben kann). Darum 

bedeutet jede Herabminderung der sozialisti- 

schen Ideologie, jedes Abschwenken von ihr 

zugleich Stärkung der bürgerlichen Ideologie. 

(Wladimir lljitsch Lenin) 

Streik der 

Studienräte 

In Gelsenkirchen, Dortmund und 
anderen Städten des Ruhrgebiets 
streiken die Studienräte. Sie füh- 
len sich unterbezahlt, weil die Ge- 
hälter der Volksschullehrer den ih- 
rigen angenähert wurden. Für den 
reaktionären Philologenverband 
war dies so alarmierend, daß er zu 
einem Mittel griff, welches er 
sonst verachtet, nämlich Streik. 
ÖTV-Kluncker ließ unter Druck ein 
Gutachten abfassen, demzufolge 
auch Beamte das formale Recht an- 
derer Lohnabhängiger auf Streik 
haben sollen. 

So reaktionär das Motiv für den 
Studienräte-Streik sein mag, so 
sehr sollte man sich hüten, diesen 
Sreik als reinen „Standesdünkel- 
Streik" abzutun. Denn mögen auch 
viele Studienräte es für ein Stan- 
desprivileg halten, mehr Gehalt als 
„normale" Volksschullehrer bezie- 
hen zu dürfen, so bedeutet doch ein 
Streik und das Streikrecht der Be- 
amten eine Aufhebung feudaler 
Ausbeutungsstrukturen für alle Be- 
amtenberufe — und eine Vereinfa- 
chung der Möglichkeiten, daß auch 
die Beamten für ihre objektiven In- 
teressen ökonomische und politi- 
sche Kämpfe führen werden. 

Montag, 27. April 1970, 

10 Uhr, IB 6/78 

Go-in bei Papalekas 

Abteilungs-Versammlung 

bei den Juristen geplatzt 

Mit der Erklärung: „Aufgrund der 
fortgesetzt borniert reaktionären 
Haltung der Professoren stellt die 
studentische Fraktion in der Abtei- 
lungsversammlung ihre Mitar- 
beit ein", endete — wie schon vor 
einiger Zeit bei den Sozialwissen- 
schaftlern — bei den Juristen die 
mehrmonatige Farce um die For- 
mulierung einer neuen Abteilungs- 
satzung. Nachdem die Professoren 
wiederholt die Sitzungen herausge- 
zögert hatten, (der Abteilungsver- 
sammlung) um möglichst lange in 
ihren alten Macht-Gremien, der 
Fakultät weitermauscheln zu kön- 
nen, sollten in der Sitzung am 22. 4. 
endlich mehrere Punkte abge- 
stimmt werden, um endlich zu einer 
neuen Abteilungssatzung zu kom- 
men. Diese Punkte waren bereits 
Kompromißvorschläge der Studen- 

ten; zudem waren es gmeinsame 
Vorschläge aller Assistenten und 
Studenten. Bereits beim 1. Punkt 
wurde aber klar, daß die Profes- 
soren nicht bereit sind, auch nur 
einen Fetzen ihrer Stellung aufzu- 
geben: Es ging um den Wahlmodus 
für die Gremien einer Abteilungs- 
satzung. Die Professoren bestanden 
auf Gruppenwahl, was einer Ver- 
steinerung des Stände-Modells 
gleichkommt; die Studenten und 
Assistenten schlugen eine Wahl 
durch die Abteilungsvollversamm- 
lung vor, d. h. auch die Studenten 
können bei der Wahl der Professo- 
ren mitentscheiden: um die Wahl 
tatsächlich nach politischen Krite- 

rien vorzunehmen und um die Aus- 
mauschelei der Professoren zu ver- 
hindern. 

Alle Gruppen sollen sich also 
einer politischen Debatte vor der 
Öffentlichkeit der Gesamtabteilung 
stellen. Alle haben die Möglichkeit, 
die Kandidaten nach ihrem politi- 
schen Konzept zu fragen! 

Kurz und gut: Borniert bis zum 
letzten stimmten die Professoren 
(ausgenommen der liberal-konser- 
vative Dilcher) für ihr Gruppen- 
wohl! Wieder einmal beweist sich, 
was wir von der Beteiligung an sol- 
chen Gremien zu erwarten haben: 
Gar nichts! 

Achtung, AUTOFAHRER! 
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SDSNIL macht 

das SP beschlußunfähig 

Am Mittwoch erschien ein BSU- 
Flugblatt mit dem Titel: „SDS/ML 
bekämpft eigene Studentenvertre- 
tung!!". Dieses Flugblatt kennzeich- 
net die Hysterie und die Trug- 
schlüsse der BSU-Reaktionäre tref- 
fend. Obwohl der SDS/ML noch 
gar nicht gegründet ist, bisher nur 
ein Initiativausschuß existiert, er- 
heben sie ein lautes Geschrei schon 
beim Hören der Worte „Marxisten- 
Leninisten", Außerdem: Wer hat 
den BSU-Reaktionären ins Ohr ge- 
flüstert, daß wir die eigene Studen- 
tenvertretung bekämpften? Eigent- 
lich müßten diese Herren doch wis- 
sen, denn sie handeln ja danach, 
daß das SP eine Vertretung der po- 
litischen Gruppen der Studenten 
ist, und daß diese Gruppen so han- 
deln, wie sie es politisch für not- 
wendig halten. Reaktionäre wer- 
den naturgemäß anders handeln als 
Kommunisten in einem bürgerli- 
chen Parlament, Kommunisten 
werden ein solches Parlament nie 
ä priori anerkennen, sondern im- 
mer nach seinem Klassencharakter 
fragen, auch bei einem SP. Sie wer- 

den immer danach fragen, ob es als 
Tribüne im Klassenkampf zu ge- 
brauchen ist oder nicht. Sie sind 
keine Reformisten, die von vorn- 
herein den Bourgeois ihrer Mitar- 
beit versichern, sondern sie werden 
immer danach fragen, ob ihr Kampf 
in solchen Institutionen den Mas- 
sen Nutzen bringt oder nicht. Na- 
türlich werden sie dabei ihren 
Gegnern deren eigene Melodie vor- 
singen, indem sie deren Taktik auch 
anzuwenden verstehen. Tun sie 
das, erhebt sich natürlich sofort das 
Geschrei aller Reaktionäre über die 
üblen „Rotep", weil sie keine 
Gleichheit dulden können. Die BSU- 
Reaktionäre verschweigen nämlich, 
daß sie immer bereit sind, gegen 
die Massen mit allen Mitteln zu ar- 
beiten, auch wenn es bürgerlich 
parlamentarische sind. Und genau 
das haben sie gestern getan: 

Nachdem die Vollversammlung 
am Nachmittag dem BSU-Antrag 
eine schlagende Niederlage erteilt 
hatte, versuchten die BSU-Reak- 
tionäre im SP, dem Votum der Stu- 
denten zum Trotz, ihre Interessen 

mit allen möglichen Tagesord- 
nungs-Tricks doch noch durchzu- 
setzen, und die Mehrheit hätten sie 
bekommen: nämlich die Mehrheit 
der Reaktionäre aller Schattierun- 
gen. 

Die BSU hat recht, wenn sie sagt, 
daß wir das erkannt haben. Genau 
aus dem Grunde haben wir gestern 
abend dagegen gekämpft: daß wir 
es mit „parlamentarischen" Mit- 
teln getan haben, das konnte die 
BSU nicht verdauen. Glaubt sie 
doch, sie hätte das Monopol darü- 
ber. Als einige von uns auszogen, 
um u. a. die weitere Verteilung von 
Pöstchen zu verhindern (so z. B. 
sollte ein Herr von Spartakus 
500,— DM für seine UP-Tätigkeit 
bekommen), und als dann einer von 
uns die Beschlußfähigkeit — ganz 
parlamentarisch — anzweifelte, da 
wußten die BSU-Reaktionäre wie- 
der einmal, daß sie es mit einem 
marxistisch-leninistischen Gegner 
zu tun hatten. Und wir sind bereit, 
ihnen dieses Wissen weiterhin täg- 
lich zu vermitteln. 

■5 Hu v. 
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Wer die Massen verachtet, 

den verachten die Massen!. 

Uni Vollversammlung spricht AStA Vertrauen aus 

10 Pf 

Mit fast 2/3 Mehrheit sprach die 
Uni-Vollversammlung dem soziali- 
stischen AStA Starostik am 21. 4. 
das Vertrauen aus. D„K"P/Sparta- 
kus hat damit vorerst ausgetrickst. 
Ein riesiges Reservoir von politi- 
schen Intrigen, Verleumdungen, 
Verdrehungen und Halbwahrheiten 
war ausgeschöpft, man hatte den 
Studenten auf der Vollversammlung 
nichts Neues mehr zu bieten. Die 
Mehrzahl der Studenten erteilte den 
Spartakisten eine entschiedene Ab- 
fuhr. 

Für —uns kam dieses Ergebnis 
nicht überraschend, denn D„K"P/ 
Spartakus — bar jeder wissen- 
schaftlich-sozialistischen Analyse 
— war nicht willens, seine Politik 
den Studenten vor einer Entschei- 
dung über seinen Antrag auf Rück- 
tritt des AStA auseinanderzuset- 
zen, d. h. den Revisionisten konnte 
es nicht schnell genug gehen, den 
sozialistischen AStA zu liquidieren, 
gemäß der Parole des D„K"P- 
Sympathisanten Alois Kircher: 
„Mag ja sein, daß wir keine Be- 
gründungen haben, aber irgendwas 
müssen wir ja tun." 

Dieser Theorielosigkeit ent- 
spricht das Programm des Sparta- 
kus, das in seiner sozialdemokrati- 

schen Handwerklerei ein D„K"P- 
Produkt ist. Gefordert werden die 
üblichen, auch von den anderen 
Studentengruppen getragenen For- 
derungen wie „Abschaffung des 
Numerus clausus, des Bildungspri- 
vilegs und des materiellen Bil- 
dungsnotstandes", um zu demon- 
strieren, wie „demokratisch" sie 
sind. Diese sog. „Kommunisten" 
können nur immer manisch wie- 
derholen: „Wir sind auch . . ." 

Um allen Mißverständnissen ab- 
zuhelfen: auch die sozialistischen 
Studenten des SDS/ML sind für die 
„sofortige Ausweitung sämtlicher 
Studienkapazitäten einschließlich 
unabdingbarer sozialer Einrichtun- 
gen" (wer wäre nicht dafür?), aber 
die Spartakisten wollen nicht wahr- 
haben, daß dies kein wertfreier Akt 
im gesellschaftlich luftleeren Raum 
ist, sondern die Lösung dieser Wi- 
dersprüche nur möglich ist in einer 
sozialistischen Gesellschaft, in der 
die Arbeiterklasse ihre Diktatur er- 
richtet hat. (All ihr Gerede wie Mi- 
chael Kohnens „natürlich auch mit 
der Arbeiterklasse verbünden, 
wenn ihr (-SDS/ML, AStA) so 
wollt" ist nur schmückend Bei- 
werk.) 

Die Reformvorstellungen des 

D„K"P/Spartakus stoßen nur ins 
technokratische Horn, ohne an den 
gesellschaftlichen Machtverhältnis- 
sen zu rütteln. Daher auch läßt 
sichs bequem mit BSU und RCDS 
koalieren. 

Den Kommunisten, die diese Zu- 
sammenhänge durchschauen, wer- 
fen die Revisionisten des Spartakus 
vor, „sich in der Praxis vor den 
harten Auseinandersetzungen um 
Wissenschaft und Intelligenz zu 
drücken". 

Es ist zwar einmal im Spartakus- 
Programm vom „politischen Ziel" 
die Rede, in das alle Organisations- 
modelle „eingeordnet" sein müßten, 
aber wie das Ziel aussieht, wird 
nirgends gesagt. Dafür aber heißt 
es: „Es wäre liquidatorisch, Posi- 
tionen, von denen aus weitere Ini- 
tiativen möglich sind, kampflos zu 
räumen. Das gilt unabhängig von 
der Art der .Mitarbeit'. 

Wie wehrte sich doch D„K"P- 
Fahrle gegen eine grundsätzliche 
Diskussion der politischen Möglich- 
keiten des AStA in der gegenwärti- 
gen Lage: „Es ist eigentlich nicht 
sehr erfreulich, wenn wir uns hier 
gegenseitig an den Kopf werfen, 
wer ein Kommunist ist und wer 
nicht." 
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Studentenschaft 

- international 

USA 
Trotz den Notstandsmaßnahmen 
nach der Vietnamdemonstration 
vom 15. 4. in Berkeley kam es 
am 16. 4. auf dem Campus zu 
neuen heftigen Studentende- 
monstrationen gegen die Verhaf- 
tungen vom Vorabend. Die Poli- 
zei setzte u. a. Tränengas ein 
und nahm erneut über 30 De- 
monstranten fest. Es gab mehr 
als 60 Verletzte. 

Wie nicht anders zu erwarten, 
hat der Kanzler der Universität 
„aus Sicherheitsgründen" ein 
generelles Demonstrationsver- 
bot erlassen. Wer dagegen ver- 
stößt, wird mit Zwangsexmatri- 
kulation bestraft. 

Bei anderen Vietnamdemon- 
strationen griffen die Behörden 
ebenfalls zu verschärften Klas- 
senkampfmaßnahmen. In Cam- 
bridge (Mass.) gab es bei den 
Straßenkämpfen mehr als 300 
Verletzte, Gebäude wurden be- 
schädigt, Autos in Brand ge- 
steckt. Die Behörden verhängten 
eine allgemeine Ausgangssperre. 
Die Polizei verhaftete zahlreiche 
Demonstranten, ebenso wie bei 
Demontrationen in Cleveland 
(Ohio) und Desmoines (Iowa). 

Student erschossen 
Bei neuen Zusammenstößen mit 
der Polizei und Heckenschützen 
auf dem Universitätsgelände in 
Santa Barbara (Kalifornien) ist 
am Samstag, 18. 4. ein Student 
aus dem Hinterhalt erschossen 
worden. Laut UPI behauptete 
ein Polizeisprecher, der Mord 
habe sich ereignet, nachdem 
rund 500 Studenten in der Stu- 
dentensiedlung Isla Vista in der 
Nähe der Universität Brände ge- 
legt und Fensterscheiben einge- 
worfen hätten. 

Ein weiterer Mord der 
„schweigenden Mehrheit". Die 
Verbrechen der „anständigen 
Bürger Amerikas" (Vizepräsi- 
dent Agnew) werden noch zu- 
nehmen. 

Frankreich 
Im Rahmen der Gesetze gegen 

„besondere Formen der Krimi- 
nalität" werden jetzt an allen 
Universitäten Frankreichs regu- 
läre Polizeikräfte stationiert, die 
nicht dem Innenministerium, 
sondern dem Erziehungsmini- 
ster unterstehen. Allein an der 
Pariser Sorbonne sollen 300 
Mann für Ruhe und Ordnung 
sorgen — für den Einsatz genügt 
das Ersuchen eines Dekans. 

Südvietnam 
Mehrere hundert Studenten be- 
setzten am Montag, 20. April, 
beide Häuser des südvietname- 
sischen Parlaments. Nach Anga- 
ben der Demonstranten erfolgte 
der Schritt aus Protest gegen ein 
Militärgerichtsverfahren, das am 
selben Tag gegen 21 Studenten 
darunter den AStA-Sprecher 
der Universität Saigon, begann, 
die prokommunistischer Tätig- 
keit beschuldigt werden, (vgl. 
BSZ Nr. 58) Augenzeugen be- 
merkten bei den Angeklagten, 
die auf Bahren zu dem Prozeß 
geschleppt wurden, „Spuren von 
Mißhandlungen" (UPI). 

Brasilien 
Ein Militärgericht in Bahia hat 
am 11. 4. eine belgische Studen- 
tin zu 4Vs Jahren Gefängnis ver- 
urteilt wegen Verstoßes gegen 
das „nationale Sicherheitsge- 
setz". Einzelheiten lassen sich 
der AFP-Meldung nicht entneh- 
men, doch ist der Charakter die- 
ses Regimes genügend bekannt. 
Seit mehreren Monaten wird die 
Schwester der Verurteilten unter 
der Beschuldigung „subversiver 
Tätigkeit", gemeinsam begangen 
mit einer Studentengruppe aus 
Bahia, festgehalten. Für sie wie 
für die anderen Studenten ist 
ein Prozeßtermin nicht in Sicht. 

Indien 
Zu heftigen Studentendemon- 
strationen und schweren Kämp- 
fen in verschiedenen Universi- 
täten kam es am Freitag, 11. 4., 
in zahlreichen Städten. 

In Mittel- und Nordindien 

führten die Studenten eine 
Kampagne für öffentliche Prü- 
fungsverfahren durch, die von 
den reaktionären Professoren 
bisher verweigert wurden. Die 
Studenten lehnten es ab, die bis- 
her üblichen Willkürprüfungen 
abzulegen. 

Im Verlauf der Auseinander- 
setzungen an der Universität 
Mainpuri (Neu-Delhi) wurden 2 
Professoren getötet und mehre- 
re verletzt. 

In Satna (Madhya Pradesh) 
wurde eine nächtliche Ausgangs- 
sperre verhängt. Nach weiteren 
schweren Zusammenstößen zwi- 
schen Studenten und Polizei 
wurden mehrere Universitäten 
auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 

Eine Gruppe „maoistischer" 
(Le Monde) Studenten hat das 
Gandhi-Zentrum und die Fort- 
bildungsschule der Universität 
Zadavpur (südlich von Kalkut- 
ta) verwüstet. Die Studenten er- 
klären dazu, daß letzteres Zen- 
trum mit Hilfe des World Uni- 
versity Service gebaut worden 
ist, der .ein Arm des CIA sei. 

Diese Aktion erfolgte auf 
einen Aufruf der marxistisch- 
leninistischen Naxalitenpartei 
hin, an der sich die revolutionä- 
ren Studenten immer stärker 
orientieren. 

Laut Le Monde hat diese Par- 
tei für die Stadtgebiete eine 
neue Taktik beschlossen, die als 
„Mordprogramm" ezeichnet 
wird und die „Vernichtung der 
Klassenfeinde" in den Städten 
zum Ziel hat. Auf dem Lande 
wurden bisher mehr als 30 Groß- 
grundbesitzer getötet. Die Akti- 
vität revolutionärer Bauernmas- 
sen hat sich in etzter Zeit in 
verschiedenen Regionen Indiens 
erheblich verstärkt. So besetz- 
ten am 11. 4. in Kerala über 100 
Bauern einen Großgrundbesitz 
und erschossen den Feudalherrn. 
Einen Tag vorher hatten etwa 
20 Revolutionäre einen ländli- 
chen Großausbeuter im Staat 
Andra Pradesh erschossen. 

Israel 
Als der Knesseth den Beschluß 
faßte, „Neusiedler" in der be- 
setzten arabischen Stadt Hebrun 
anzusiedeln, demonstrierten 
Hunderte von Studenten und 
Intellektuellen dagegen. Sie 
brandmarkten den Beschluß als 
einen neuen eklatanten Beweis 
für die Politik der „Schaffung 
neuer Realitäten". 

Als die Regierung die Initia- 
tive des Weltjudenratsvorsitzen- 
den Nahum Goldmann zu Ver- 
handlungen mit Nasser boykot- 
tierte, demonstrierten zahlreiche 
Studenten in Tel Aviv gegen die 
Regierung und verlangten die 
ehrliche Bereitschaft zu Ver- 
handlungen mit den arabischen 
Staaten. 

Vorige Woche demonstrierten 
Studenten, Professoren und an- 
dere Teile der Bevölkerung ge- 
gen den Besuch des Leiters der 
Nahostabteilung im US-Außen- 
ministerium Joseph Sisco. Die- 
ser Protest war gegen den ame- 
rikanischen Imperialismus und 
die imperialistische Rolle des 
Staates Israel im Mittleren 
Osten gerichtet. Die Polizei 
setzte Holzknüppel und Schilder 
gegen die Demonstranten ein. 

Israel hat schon lange eine 
„Außerparlamentarische Oppo- 
sition". Diese Opposition ist 
praktisch eine Sammlung von 
Liberalen, Demokraten und 
Freidenkenden, die gegen die Ok- 
kupationspolitik und gegen die 
militärischen Lösungen der Re- 
gierung sind. Einen harten Kern 
bildet die Matzpen-Organisation, 
der Marxisten-Leninisten, die 
sich von der reformistischen KP 
Israels getrennt haben. Ihre 
Analyse der israelischen Gesell- 
schaft und der Rolle des Staates 
Israel innerhalb des konter- 
revolutionären Lagers stimmt 
mit der der palästinensischen 
bewaffneten Widerstandsbewe- 
gung überein. Matzpen hat 
Schriften des marxistisch-lenini- 
stischen Flügels der palästinen- 
sieschen Widerstandsbewegung 
in Israel verbreitet, ebenso wie 
die Schriften der Matzpen in 
den arabischen Ländern von der 
FPDLP verbreitet werden. 

was trinken wir? 

Schultheis; 

Die arabischen Aktionen im Ausland 

- und die bürgerliche Presse in der BRD - 

In letzter Zeit haben einige Ereig- 
nisse die Weltöffentlichkeit be- 
schäftigt und empört. Bevor wir uns 
mit der Rolle und den Intentionen 
der bürgerlichen Massenmedien be- 
schäftigen, bedarf es einer grund- 
sätzlichen theoretischen Auseinan- 
dersetzung mit den Formen der Ak- 
tionen und der dahinter stehenden 
ideologischen Haltung. Diese Aus- 
einandersetzung ist notwendig, weil 
ein Teil der palästinensischen Wi- 
derstandsbewegung diese Aktionen 
für sehr wichtig erklärt und mit den 
kollektiven Aktionen auf eine Stu- 
fe gestellt hat. 

Es hat sich dadurch die Parole 
herausgebildet, daß die imperiali- 
stischen Interessen überall getrof- 
fen werden müßten, weil der Feind 
nicht nur Israel sei. 

Es gibt zwei Formen von Ak- 
tionen: 
1. Die Kommandounternehmen 
2. Die Kollektivaktionen. 
Hinter beiden Formen steht eine 
ideologische Haltung. 

Kommandounternehmungen sind 
Aktionen des individuellen Ter- 
rors; ideologisch begründen sie sich 
damit, daß nur einzelne Personen in 
der Lage seien, Veränderungen her- 
beizuführen. 

geschritten; es gilt jetzt, ihn in 
einen Volkskrieg zu überführen. 

Die Ereignisse und die Presse 
Am 9. 2. stürzte um 20.03 Uhr eine 
Verkehrsmaschine der „Unites Arab 
Airlines" ab. 

Am 10, 2. versuchten Mitglieder 
der extremistischen Splittergruppe 
„Action Organisation for Liberation 
of Palästina" eine Linienmaschine 
der EL-AL nach Libyen zu entfüh- 
ren. Die Entführung scheiterte je- 
doch am unerwarteten Widerstand 
des israelischen Flugkapitäns. 

Während eines Handgemenges 
mit dem Piloten und dem sich an- 
schließenden Schußwechsel mit der 
bayrischen Grenzpolizei, warfen die 
Terroristen insgesamt vier Hand- 
granaten ... 

Eine davon tötete den Israeli Arie 
Katzenstein, der sich über den 
Sprengkörper geworfen hatte. Acht 
Menschen wurden verletzt. 

Drei Tage später, am 13. 3., ging 
das Haus der israelischen Kultus- 
gemeinde in der Münchner Reichen- 
bachstraße gegen 20.50 Uhr in 
Flammen auf, Dabei kamen sieben 
Menschen ums Leben. In dem Haus 
befanden sich die Hauptverwaltung 
der israelischen Kultusgemeinde, 

gungen, ob diese tödlichen „Verse- 
hen" nicht auch praktisch mit Mord 
gleichzusetzen seien, ob diese 
„Versehen" gar kein „Versehen" 
waren, sondern es sich um eine ge- 
zielte Vergeltungsaktion des Staates 
Israel auf zivile Ziele handelte. 
Man hätte von einem kritischen 
Kommentator diese Überlegungen 
erwarten können. Die „AZ" berich- 
tet ausführlich über den Anschlag 
von Riem, auf der Seite 2 wird über 
die Demonstration, die in München 
ausgeführt war, ohne die Hand- 
greiflichkeiten gegen den ara- 
bischen Teilnehmer und die deut- 
schen Studenten, als sie Flugblätter 
verteilten, mit einem Wort zu er- 
wähnen. 

Am selben Tag lautete die Schlag- 
zeile her „Bild-Zeitung" „Bomber 
Müller: UWE oder ich". Von den 
Bomben dagegen, die 68 ägypti- 
sche Arbeiter töteten, findet sich 
in der Münchner Bildausgabe keine 
Zeile. Diesen Umstand greift die 
„tz", ein Münchner Boulevardblatt, 
in einem ungewöhnlichen Kommen- 
tar auf, der auf Seite 1 unter der 
Überschrift „Vergessen?" betitelt 
war. 

Am darauffolgenden Tag be- 
schäftigte sich die Presse mit dem 

Bier 
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Die Aktionen werden von weni- 
gen Personen durchgeführt, mei- 
stens mit spektakulärem Erfolg: 
Die Massenmedien beschäftigen 
sich damit und stellen die verschie- 
denartigsten Vermutungen an. Die 
Organisationen, die Kämpfer sind 
ins Licht der Öffentlichkeit ge- 
rückt und man ist auf einmal „wer". 

Diese Aktionen sind für die Wei- 
terentwicklung des Widerstandes 
zur Revolution äußerst gefährlich. 

Der erbitterte, langfristige, harte 
Kampf gegen den technologisch 
gut organisierten und sonst überle- 
genen Feind wird zu einem per- 
sönlichen, individuellen und zufäl- 
ligen Kampf herabgesetzt. Das Volk 
wird auf diese wenigen Helden fi- 
xiert und berauscht sich an ihren 
Taten. Es entsteht eine • illusionäre 
Einschätzung der Lage: „Die Helden 
werden das andere auch schon für 
uns erledigen können". Die Massen 
des Volkes werden in die Rolle des 
Zuschauers gedrängt, wobei sie aus 
den Augen verlieren, daß nur sie 
selber in der Lage sind, sich aus ih- 
rer Lage zu befreien. 

Die kollektiv geführten Aktionen 
berufen sich auf das Volk und seine 
revolutionären Klassen, auf das 
Volk, als einzig verändernden Fak- 
tor. Diese Aktionen werden von 
einer Vielzahl von Kämpfern an 
mehreren Orten gleichzeitig gegen 
den Feind geführt./Nur diese Ak- 
tionen führen zu einer revolutio- 
nären Entwicklung, sowohl des Wi- 
derstandes als auch des Bewußt- 
seins der Kämpfer und des Volkes. 
Die Kämpfer lernen die revolutio- 
näre Disziplin und die Notwendig- 
keit der Zusammenarbeit. Wie die 
von der FPDLP ausgeführten Ak- 
tionen zeigen, gibt es Anzeichen da- 
für, daß Versuche unternommen 
werden, den bewaffneten Wider- 
stand in einen Volkskrieg umzu- 
wandeln. 

Die individualistischen und ter- 
roristischen Aktionen waren dage- 
gen schon immer Ausdruck der Un- 
terschätzung des revolutionären Po- 
tentials der Massen, ihre Auswir- 
kungen sahen immer nur auf den 
ersten Blick nach revolutionärer 
Veränderung aus, wie z. B. bei ge- 
glückten Anschlägen auf einen 
Herrscher; aber änderte sich da- 
durch etwas an den jeweiligen 
Macht- und Klassenverhältnissen? 

Lenin sah zwar in einigen dieser 
Terror-Helden Träger eines revolu- 
tionären Kerns, den es umzuwan- 
deln gälte, warnte aber dennoch 
sehr eindringlich vor ihnen und be- 
zeichnete sie als Ausdruck für den 
Glauben an die Spontaneität. In 
seinem Buch „Was tun?" geht er 
sowohl mit diesen Terroristen als 
auch mit den anderen Spontanei- 
tätsgläubigen, den Ökonomisten, 
scharf ins Gericht. 

Die konkrete Lage in und um Pa- 
lästina stellt sich folgendermaßen 
dar: Die ersten Aktionen gegen die 
Ei-Al-Verkehrsmaschinen, die Ent- 
führung nach Algerien und der An- 
schlag in Zürich, waren zu den je- 
weiligen Zeitpunkten auch politisch 
vertretbar, galt es doch, die Welt- 
öffentlichkeit auf die Verbrechen 
des Staates Israel besonders gegen 
das palästinensische Volk aufmerk- 
sam zu machen. Inzwischen ist die 
Entwicklung des Widerstandes fort- 

ein Kindergarten, Gästezimmer, so- 
wie ein Restaurant. Vier Tage spä- 
ter, am 17. 2. wurden auf dem Flug- 
platz München-Riem drei bewaff- 
nete Araber festgenommen. Der 
Flugkapitän einer jugoslawischen 
Verkehrsmaschine hatte sie als Ent- 
führer verdächtigt. 
Jedes einzelne dieser vier Ereig- 
nisse hätte ausgereicht, die Bevöl- 
kerung zu beunruhigen. Erst recht 
war die dichte Aufeinanderfolge ge- 
eignet, die Spannungen zu eskalie- 
ren. Um so mehr wäre «s Aufgabe 
der Presse und der anderen Mas- 
senmedien gewesen, so objektiv und 
neutral wie nur irgend möglich die 
Bevölkerung zu informieren. 

Sowohl die Berichterstattung als 
auch die Kommentare lassen jedoch 
darauf schließen, daß in diesem Fal- 
le latent vorhandene Ressentiments 
und aktuelle politische Zwecke in 
den Vordergrund traten. 

Ein Uberblick über die Berichter- 
stattung der Münchner Presse wird 
diese Behauptung bestätigen. 

In der Münchner Abendzeitung 
(AZ) schreibt der Chefredakteur 
Udo Flade einen Leitartikel unter 
der Überschrift „Es war Mord nach 
Flugplan"; darin wird die berech- 
tigte Empörung über den blutigen 
Anschlag mit einer politischen Dif- 

famierung des Führers der palästi- 
nensischen Befreiungsorganisation, 
Yasser Arafat, verquickt. Eine Bild- 
unterschrift innerhalb des Leitar- 
tikels betitelt Arafat als „Chef der 
arabischen Bombenleger". 

Die Münchener Ausgabe der Bild- 
Zeitung vom 11. 2. kommentiert den 
Fall folgendermaßen: Uberschrift 
„Heckenschützen"; „den Frieden 
wollen sie nicht, die arabischen 
Terroristen. Den offenen Krieg 
scheuen sie. Dafür lassen sie Unbe- 
teiligte büßen — nun . bei . uns, in 
der Weltstadt München." 

Der folgende Tag, der 13. 2., an 
dessen Abend das israelische Ge- 
meindehaus in Flammen aufgeht, 
nimmt sich in den Presseschlagzei- 
len wie ein retardierendes Moment 
aus. Die Vorfälle in München wer- 
den verdrängt, durch ein Ereignis 
im Nahen Osten selbst. 

Etwa 12 km nördlich Kairos bom- 
bardierten israelische Kampfflug- 
zeuge ein ägyptisches Eisen- 
schmelzwerk. Nach ägyptischen An- 
gaben wurden dabei auch Napalm- 
kanister abgeworfen. Dajan stellte 
diesen Angriff auf ein ziviles Ob- 
jekt als ein Versehen dar. Dieses 
„Versehen" kostete 68 Arbeitern 
das Leben, fast 100 Menschen wur- 
den z. T. schwer verletzt. Auf ein- 
mal irren sich die israelischen Pi- 
loten, laut militärischer Klassifi- 
zierungen sollen sie die besten Pi- 
loten der westlichen Luftwaffen 
sein. Die bürgerliche Presse, die ih- 
re Leistung im Juni-Krieg 1967 
hochgelobt hatte und forderte, daß 
die Piloten der Nato sich den israe- 
lischen Piloten als Vorbild näh- 
men, versuchte sie in Schutz zu 
nehmen, sie irrten sich und wie es 
allgemein bekannt ist „irren ist 
menschlich". Während die „Abend- 
zeitung" nach dem Anschlag in 
„München-Riem" eilig von einem 
„Mord nach Flugplan" geschrieben 
hatte, meldete sie in diesem Fall auf 
der unteren Hälfte der Titelseite: 
„Israelis irrten sich: 68 Tote". 

Der Chefredakteur Udo Flade 
verzichtet ganz und gar auf Überle- 

Brand im Haus der israelischen 
Kultusgemeinde, der den tragischen 
Höhepunkt der Münchner Ereignis- 
se darstellte. Die Schlagzeilen der 
Wochenendausgaben lauten: „3 Ta- 
ge nach dem Riemer Anschlag Po- 
lizei: Es war Brandstiftung/Verletz- 
te über Leitern gerettet — Münch- 
ner Attentat auf Synagoge — 7 To- 
te.— (Abendzeitung) Jüdisches Al- 
tersheim in Flammen: 7 Tote/Poli- 
zei vermutet Brandstiftung mit po- 
litischem Hintergrund" (Süddeut- 
sche) 

„7 Tote beim Brand in jüdi- 
schem Altersheim — Uberall waren 
Flammen! — Bewohner flüchteten 
aufs Dach. Feuerwehr: Es war 
Brandstiftung" (Bild 7). 

Es handelt sich hier tatsächlich 
weder um ein Altersheim noch um 
eine Synagoge, sondern um das 
Haus der israelischen Kultusge- 
meinde. Die Polizei, obwohl man 
darauf hinwies, ist für diese Fehl- 
information verantwortlich. Ein of- 
fizieller Polizeisprecher erklärte 
vor den Journalisten, man habe es 
für „klüger" gehalten, hier von 
einem Altersheim zu reden. Die 
Eiertanzjournalisten müßten auch 
„klüger'1 gehandelt haben, als sie 
von Synagoge schrieben. Der Brand 
der Synagoge müßte die schreckli- 
chen Eindrücke der „Kristallnacht" 
erweckt haben. Sowohl die Polizei 
als auch die Feuerwehr sprachen 
von Brandstiftung, ohne die gering- 
sten Beweise dafür gesammelt zu 
haben. Außerdem gab es noch fünf 
verschiedene Versionen von dem 
Brand, der zum Auftakt einer bei- 
spiellosen antiarabischen und An- 
tiausländer - Pogromstiimmung in 
der Münchner Bevölkerung wurde 
und notstandsartige Aktivitäten der 
Polizei einleitete. Noch vor dem 
Besuch des israelischen Außenmi- 
nisters Abba Eban in München 
wurden bei mehr als 150 arabischen 
Studenten Hausdurchsuchungen un- 
ternommen. Diese Hausdurchsu- 
chungen fanden in Abwesenheit 

der Studenten statt. Die Studenten 
erfuhren erst von den Hauswirten 
oder von der Unordnung, die dabei 
entstand. An dem Abend, an dem 
Abba Eban in München eintraf, 
fanden in den Schwabinger Loka- 
len große Razzien statt. Alle, die 
dunkel waren und schwarze Haare 
hatten, wurden nach ihren Pässen, 
Ausweisen, Aufenthaltsgenehmi- 
gungen etc. gefragt. Diejenigen, die 
nur Studentenausweise bei sich 
hatten, wurden zum Polizeirevier 
mitgenommen. Es waren nicht nur 
Araber. Einen Höhepunkt auslän- 
derfeindlicher Propaganda bot am 
17. 2. der „Münchner Stadtanzei- 
ger", eine der Stadt München mit- 
getragene Beilage der „Süddeut- 
schen Zeitung" unter der Uber- 
schrift „Hinaus aus München". Hin- 
aus aus München mit jenen auslän- 
dischen „Studenten", die seit Jah- 
ren keinen Hörsaal mehr betreten 
haben und auch keiner Arbeit nach- 
gehen, es sei denn, man will 
Schmuggel, Diebstahl und Betrüge- 
reien als Berufstätigkeit anerken- 
nen ..." Wie es in Deutschland be- 
kannt ist, werden Brände, Be- 
schmierungen von Synagogen von 
rassistischen Naziorganisationen 
ausgeführt. Diesmal ist der Ver- 
dacht gleich anders ' gerichtet, 
Schlagzeilen und Berichte illustrie- 
ren: 

„Haben arabische Terroristen in 
München zugeschlagen?" (tz) „Wird 
München zum Schauplatz blutiger 
Terrorakte der Araber?" (Abend- 
zeitung). 

Der bayrische Oberrabbiner Hans 
Grünwald (65): „Am Donnerstag 
haben wir wegen Bombenanschlags 
in München-Riem die Demonstra- 
tion durchgeführt. Dabei hörten wir 
Drohungen, man werde Rache an 
uns nehmen." (Bildzeitung). Wenn 
die Zeitungen die Araber mit dem 
Brand nur verdächtigten, fixiert die 
Bildzeitung schon die Richtung. Am 
16. 2. lieferte die Bildzeitung den 
absoluten Höhepunkt der Eskala- 
tion, die Schlagzeile lautet: 

„Jagen Sie, bis sie hinter Schloß 
und Riegel sitzen." 

Bild appelliert an alle: „Suchen 
Sie mit! Jagen Sie mit! Helfen Sie 
mit!" Noch aggressiver war der Ton 
in einem Kommentar des Chefre- 
dakteurs Peter Boenisch in Bild am 
Sonntag vom 15. 2.: „Ein Alters- 
heim ist angesteckt worden ... sie- 
ben alte Juden, die den Gasöfen der 
Nazis entkommen sind, ums Leben 
gekommen . . . Gestern kämpfte 
man radikal für Castro und Che 
Guevara und heute brutal für El 
Fatah. Vorgestern brannte ein Zei- 
tungswagen und heute verbrennen 
Juden in einem Altersheim." Die 
Münchner Ereignisse verhalfen der 
bürgerlichen Presse zu der Möglich- 
keit, die ohnehin manipulative Be- 
richterstattung über die Palästina- 
frage und den Nahostkonflikt auf 
die Spitze zu treiben. Die Zungen 
werden gelockert, weil angesichts 
solcher Evidenz des Bösen man sich, 
gehen lassen kann, ohne von den 
öffentlichen Wächtern politischer 
Sitte gerügt zu werden. Abgesehen 
davon, daß die bürgerliche Presse 
die wahren Ursachen des Konflik- 
tes um Palästina vertuscht und 
gänzlich in den Berichten ver- 
schwinden läßt und immer wie- 
der für die rassistische Politik Is- 
raels Rechtfertigungen zu suchen, 
folgte die Presse unmittelbare iele: 
Ziele: 

® die Differenzierung und Krimi- 
nalisierung der Palästinensischen 
Revolution 
% die Diffamierung aller revolu- 
tionären antiimperialistischen Kräf- 
te innerhalb der BRD 
# die Verschleierung der ökono- 
misch-militärischen Hintergründe 
des Abba Eban-Besuches. 
# die langgeübte Diffamierung der 
Ausländer allgemein zu intensivie- 
ren, da der Anlaß gegeben war, um 
hinter diesem Vorwand deren poli- 
tische Tätigkeit lahmzulegen oder 
sie überhaupt loszuwerden. 

Rasa Reifen für Sludenlen 

Zum Beispiel Flüge: 
Düsseldorf-London . . . DM 67,- 
Düsseldorf- Dublin . . . DM 114,- 
Düsseldorf - Istanbul . . . DM 190,- 

Zum Beispiel Züge: 
Bochum - Kopenhagen . . DM 57,- 
Bochum - VVien DM 67,- 
Bochum - Rom ...... DM 89,- 
Bochum - London .... DM 52,- 

Studenfen-Reisedienst 
BOCHUM • Telefon 51 14 57 • Baracke 8, neben der Mensa 

Kleinstlinsen 
angenehm zu tragen 

unsichtbar • unzerbrechlich 

BRILLEN 
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Nr. 59 BSZ 23. April 1970 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen ... 

Reparaturen an allen flutos 

V schnell 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 4336 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

Streichung von 

HiWi-Stellen 

An der Ruhr-Universität wurden 
in den Geisteswissenschaften zahl- 
reiche Hilfskraftstellen gestrichen. 
Ein AStA-Mitglied bat den Kanz- 
ler um eine Erklärung. In der Ant- 
wort wurde von einem „bestimm- 
ten Schlüssel" gefaselt, nach dem 
„im Rahmen der vorhandenen 
Haushaltsmittel" Gelder für die 
Finanzierung der Hiwi-Stellen be- 
willigt werden. Natürlich dürfen 
wir selbst uns überlegen, wie „be- 
stimmt" dieser Schlüssel ist: die 
Aufbauphase in den besagten Ab- 
teilungen wird als beendet betrach- 
tet. Jetzt kommen die Naturwissen- 
schaftler dran. Dort braucht man 
also mehr Hiwis und muß daher 
mehr Planstellen einrichten. Da sie 
für die Kapitalisten ergiebigeres 
Material erarbeiten können, sind 
sie auch wichtiger. Den betroffenen 
Studenten können wir nur empfeh- 
len, sich naturwissenschaftlich aus- 
bilden zu lassen. 

Lohnsteuer- 

Jahresausgleich 
Lohnsteuer-Jahresausgleich für stu 
dentische u. wiss. Hilfskräfte 
In der Universitätskasse liegen 
noch etliche Steuerkarten von stud, 
u. wiss. Hilfskräften, deren Inhaber 
beim Finanzamt einen Antrag auf 
Lohnsteuer-Jahresausgleich stellen 
könnten und etliche Summen zu- 
rückerhielten. 

Leider ist der Universitätskasse 
nicht bekannt, wo die einzelnen Da- 
men und Herren ihre Tätigkeiten 
ausüben bzw. wo sie zu erreichen 
sind. 

Haben Sie eine Möglichkeit, es 
durch Plakatanschlag oder Zeitung 
den Betreffenden zur Kenntnis zu 
geben? 

Es handelt sich vor allem um sol- 
che Hilfskräfte, die nicht das gan- 
ze Jahr beschäftigt waren und für 
die die Universitätskasse einen 
Lohnsteuer-Jahresausgleich nicht 
vornehmen kann und darf. 

Der Ablauf des Termins ist der 
30. April 1970. 

Universitätskasse 

Bergbautote 

Die Zahl der Unfälle im Bergbau 
in NRW stieg 1969 um etwa 3000 
auf 47 810 an. 149 Bergleute kamen 
zu Tode. Der Grubensicherheits- 
ausschuß des NRW-Landtags gibt 
als mögliche Ursache an, daß bei 
gleichbleibender Förderungslei- 
stung die Zahl der verfahrenen 
Schichten um fast 5 Prozent gesenkt 
wurde. Vor Gründung der Ruhr- 
kohle AG verzichteten die Einzel- 
unternehmen auf notwendige Inve- 
stitionen für Sicherheitsvorkehrun- 
gen. 

Die mit der Steigerung der Lei- 
stungsnormen verbundene Ver- 
schärfung der Ausbeutung der 
Bergleute durch die Ruhrkohle AG 
bedeutet für die Arbeiter ein er- 
höhtes Sicherheitsrisiko. Hinzu 
kommt die Einfuhr von Arbeits- 
kräften aus Südeuropa und Ma- 
rokko, denen für niedrigen Lohn 
Höchstleistungen abverlangt wer- 
den, wobei deren Sprachschwierig- 
keiten als Mittel zu ihrer Unter- 
drückung besonders willkommen 
sind. 

Wie der SPIEGEL vor zwei Wo- 
chen mitteilte, ist die tägliche To- 
desrate durch Arbeitsunfälle in der 
BRD auf 15 angestiegen. 

Ford bei Kossygin 
Der US-Autoindustrielle Henry 
Ford II. wurde am Montag von dem 
sowjetischen Ministerpräsidenten 
Alexej Kossygin empfangen. Nach 
Angaben der amtlichen Nachrich- 
tenagentur TASS galt das Treffen 
einem Meinungsaustausch über die 
Möglichkeiten von wissenschaft- 
lichen, technischen und wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen der 
„Ford Motor Company" und ent- 
sprechenden sowjetischen Organi- 
sationen (FR vom 21. 4. 70). 

Schon vorher hatte die bürger- 
liche Presse mitgeteilt, daß die 
„Ford Motor Company" in der SU 
ein Automobilwerk errichten will. 
Wie man aus der FAZ erfährt, soll 
es sich dabei um ein LKW-Werk 
handeln, das jährlich über 150 000 
LKW produzieren wird und damit 
das größte LKW-Werk der Welt 
wäre. Wird auch König Ford H. — 
wie zuvor Fiat in Togliattigrad — 
49 Prozent der Aktien zum Kauf 
der Ware Arbeitskraft des russi- 
schen Volkes als Tribut in Empfang 
nehmen dürfen? 

Festival in der Sackgasse 

- Bemerkungen zu Oberhausen - 

Bereits letztes Jahr hatte man in 
Oberhausen beschlossen, endlich 
mit den Jury-Mauscheleien Schluß 
zu machen. Die Festspielleitung, 
„modern, aufgeschlossen und dank- 
bar für jede Initiative" vertröstete 
Publikum und Filmemacher auf 
nächstes Jahr. Wer jedoch dieses 
Jahr, wo doch alles anders werden 
sollte, mit der Erwartung auf eine 
offene Diskussion über die Filme, 
ihre Relevanz, ihre Auswahl- und 
Bewertungsmaßstäbe nach Ober- 
hausen ging, dem sollte diese Illu- 
sion schnell zerstört werden. Die 
Jury wollte sich ein Alibi schaffen 
und setzte Mittwoch eine öffentli- 
che Sitzung an, in der Hoffnung, 
Publikum und Filmemacher seien so 
„verständnisvoll" und verzichteten 
auf ihre Forderung nach Öffentlich- 
keit; sie erlebte jedoch eine schwe- 
re Enttäuschung: Die Abstimmung 
ergab eine große Mehrheit für die 
Öffentlichkeit der Jury. 

Klare Fronten 
Diese Forderung wurde von den 
beiden deutschen und dem cubani- 
schen Jury-Vertreter anerkannt, die 
bereit waren, ihre Bewertungskri- 
terien Publikum und Filmmachern 
offen zur Diskussion zu stellen. Die 
übrigen Jury-Mitglieder (Jugosla- 
wien, Sowjetunion, Polen, USA) 
waren strikt dagegen. Sie fürchte- 
ten Publikum und Filmemacher, 
Öffentlichkeit und Diskussion — 
monströse Ungeheuer in ihren 
Augen. Das entspricht ganz dem, 
was sie von zu Hause gewöhnt 
sind: Die herrschende Clique in ih- 
ren Ländern hat vor den Massen 
Angst: Der Straßenmob könnte 
„putschen", die „revolutionäre" Re- 
gierung darf sich vom „Druck der 
Straße" nicht „erpressen" lassen. 
Unser „Genosse" Jury-Vertreter aus 
Jugoslawien führte die Front der 
„sozialistischen" Länder an, die ein 
trautes Bündnis mit ihrem US- 
Freund Carmen „Avino eingegan- 
gen waren. Alle drohten mit ihrem 
Rücktritt und er — Dusan Stojano- 
vic, Filmdozent in Belgrad — tat 
es sogar beleidigt: „Die Jury hat 
sich moralisch diskreditiert, wo sie 
sich dem skandalösen Erpressungs- 
versuch einiger ihrer Mitglieder 
beugte, die mit Hilfe von Quasi-Re- 
volutionären aus dem Publikum ih- 
re Kriterien und Pressionsmetho- 
den in die Jury einbrachten." 

Die Revisionisten entlarven sich. 
Was waren das für Quasi-Revolu- 
tionäre? Welche Kriterien für die 
Film-Auswahl vertreten sie, bür- 
gerliche oder revolutionäre? Werfen 
wir einen Blick in die Presse (außer 
BILD,), wo die „Quasi-Revolutionä- 
re" wie folgt charakterisiert wer- 
den: 

„ ... ist bezeichnend für ein deut- 
sches Programm, das zum ersten 
Mal in der Geschichte der Oberhau- 
sener Kurzfilmtage fast ausschließ- 
lich mit politischen Filmen besetzt 
ist (die drei, vier kleinen Zelluloid- 
scherze, die im Angebot mitlaufen, 
zählen nicht). Noch nie war eine 
Jungfilmer-Generativn so aggres- 
siv und politisch aktiv; sie holt die 
Versäumnisse jener Ästheten nach, 
die in den letzten Jahren mit un- 
verbindlichen Experimenten der 
Realität auswichen..." (WAZ, 
18. 4. 70) Weiter: „ ... Neben hand- 
werklich und technisch perfekten, 
gesellschaftspolitisch aber irrele- 
vanten Filmen nach alten und be- 
währten Mustern, stehen politisch 
brisante Arbeiten, die auf ästheti- 
sche Perfektion keinen Wert mehr 
legen können ... Es ist eine Ausein- 
andersetzung, von der die ganze 
künstlerische und kunsttheoretische 
Produktion nicht nur auf dem Ge- 
biet des Films betroffen sind . . •" 
(Frankfurter Rundschau, 18. 4. 70) 
Diese „Quasi-Revolutionäre", deren 
Filme dieses Jahr einstimmig an 
die Spitze des deutschen Pro- 
gramms gewählt wurden, weil sie 
nämlich nicht nur „politisch bri- 
sant" sind, d. h. eindeutig dem Ka- 
pitalismus und Imperialismus den 
Kampf ansagen, sondern auch die 
Probleme der Darstellung bei der 
politischen Film-Agitation formal 
erfolgreich zu lösen beginnen, sind 
unserep „Genossen" aus den soge- 
nannten sozialistischen Ländern na- 
türlich ein Dorn im Auge. Man will 
sie aus der „Kunst" draußen hal- 
ten. Das gelingt den Revisionisten 
aber immer weniger, denn ein gu- 
ter Revolutionär muß auch die 
Kunst und Technik gut beherr- 
schen, auch beim Filmemachen. Und 
die Revolutionäre werden das 
schnell lernen. Am Beispiel des 
Cuba-Films des Arbeitskollektivs 
Bochum/Berlin: 

„ .. .außergewöhnlich gelungen .. 
weil der Film, indem er kritisiert, 
selbstreflektiert: weil die mit Wi- 
dersprüchen arbeitende Argumen- 

Wie die Revisionisten 

Lenin feiern 

Am 23. Dezember vergangenen Jah- 
res veröffentlichte die revisionisti- 
sche Moskauer „Prawda" Thesen 
des Zentralkomitees der „K"PdSU 
zum hundertsten Geburtstag Le- 
nins. Im dritten Teil, These 14, 
dritter Absatz konnte man lesen: 
„Im Entwurf des Referats über die 
internationale Lage und die Haupt- 
aufgaben der Komintern vermerk- 
te Lenin fünf „soziale Machtfakto- 
ren der Arbeiterklasse": 1) Zahl, 2) 
Organisiertheit, 3) Stellung im Pro- 
duktions- und Verteilungsprozeß, 4) 
Aktivität, 5) Bildung." Diese Auf- 
zählung jedoch stammt von dem 
österreichischen Sozialdemokraten 
Otto Bauer, der wegen seiner revi- 
sionistischen Positionen auf dem 2. 
Kongreß der Komintern von Lenin 
schärfstens verurteilt wurde. Tat- 
sächlich schreibt Lenin: „Man muß 

ein ausgemachter deutscher Spießer 
sein, um die „Theorie" aufzustel- 
len, daß die „sozialen Machtfakto- 
ren" sich zusammensetzen aus — 
Zahl, Organisiertheit,Stellung im 
Produktions- und Verteilungspro- 
zeß, Aktivität und Bildung." (Le- 
nin, Gesammelte Werke, 4. Auflage, 
1950, Band 31.) 

Erst von SED-Revisionisten wur- 
de dieser entscheidende Irrtum 
aufgeklärt, immerhin hatten die 
Lenin gelesen. Die sowjetrevisioni- 
stische Renegatericlique reagierte 
wie gewohnt: bürokratisch und oh- 
ne jede Selbstkritik. Nach einer 
Meldunk der bürgerlichen Pariser 
„Monde" wurden 4 Chefideologen, 
die für den Artikel verantwortlich 
gemacht werden konnten, ihres Po- 
stens enthoben. 

Sicherheitsvorkehrungen bei 

GEA-Luftkühler A.G. in Bochum 

GEA hat Zweigwerke in London 
und Yokohama und liefert Luft- 
kühler an die Kompradorenbour- 
geoisie in Saigon und anderswohin. 
Man darf sich ein Weltunterneh- 
men nennen. 

Werkstudenten werden gern ein- 
gestellt und relativ gut bezahlt. 
Allerdings tragen sie auch das volle 
Risiko, wenn sie z. B. die „ganz 
leichte Arbeit" (Personalchef Het- 
schel) in der Verzinkerei überneh- 
men und dort aufgrund der Pro- 
duktionsbedingungen für mehrere 
Monate arbeitsunfähig werden 
(Beschreibung des Arbeitsvorgangs 
vgl. BSZ Nr. 48). 

Das liegt dann selbstverständlich 
am Erkrankten selbst: mensch- 
liches Versagen oder „allergischer 
Unfall" (Unfallobmann Freese) sind 
Ausreden, die auch die Berufs- 
genossenschaft von jeglicher Ver- 
antwortung entbinden. So war es 
jedenfalls noch im Herbst 1969. Der 
folgende Bericht zeigt, daß es schon 
an Wunder grenzen müßte, wenn 
sich seither etwas geändert haben 
sollte, konnte doch damals schon 
der DKP-Betriebsrat Henke nur 
bedauernd mit den Schultern 
zucken. 

Die Sicherheitsvorkehrungen 
werden bei der GEA selbstver- 
ständlich streng beachtet, wenn 
nicht wegen der Fülle von Aufträ- 
gen aus aller Welt die Zeit „zufäl- 

lig" drängt und so z. B. auch Brük- 
kenkräne benutzt werden müssen, 
die schon lange defekt sind. Auch 
zum Reparieren hatte man ja bis- 
her keine Zeit! 

Falls der Kran dann eine Last 
fallen läßt oder die Bremsvorrich- 
tung versagt, hat natürlich die 
Kranfahrerin Schuld, die für die 
Übernahme dieser Verantwortung 
3,68 DM/Stunde erhält. 

Auch wenn Rippenrichterinnen 
zum Satz von 3,99 DM/Stunde 
(= 100"/o) im Akkord an den hoch- 
aufgerichteten „Elementen", bis zu 
7 m langen, 3 m hohen und Ii m 
breiten Rippenkühlern arbeiten 
müssen, hat man keine Zeit, diese 
vorher zu verankern. 

Die Todesquote — 1 Arbeiter im 
letzten Jahr — ist in den Augen 
der Werkleitung offenbar zu ver- 
kraften. (Wie das mit den sorgfäl- 
tig geführten Unfallstatistiken aus- 
sieht, erscheint uns freilich dunkel, 
wenn man berücksichtigt, daß für 
die Rohreverzinkerei für 1969 bis 
August 3 Unfälle angegeben waren, 
während Studenten, die dort mit 
den meist griechischen Arbeitern 
zusammenarbeiteten, allein im Au- 
gust Zeugen mehrerer Unfälle 
waren.) 

Für perfekte Minimalsicherheits- 
vorkehrungen wie ' Unfallschuhe, 
Helm usw. erhalten jedoch einmal 
im Monat 5 Arbeiter eine Sicher- 

heitsprämie von 200 DM. Dafür 
müssen andere Arbeiter über ein 
halbes Jahr auf die bestellten Un- 
fallschutzschuhe warten, bis sie sie 
— wie z. B. eine griechische Rippen- 
richterin — wegen eines Unfalls 
nicht mehr nötig haben. Auch wer- 
den für das Richten an den scharf- 
kantigen Rippen Lederhandschuhe 
nur ungern ausgegeben, da sie dort 
ja zu schnell kaputtgehen könnten. 
Schließlich kostet das Paar ja auch 
36 DM und ist — wie eine Arbei- 
terin zur Antwort bekam — „für 
Rippeneinrichterinnen viel zu 
schade". Laß die sich doch die Fin- 
ger kaputtschneiden! 

Wegen der ausgesprochen schlech- 
ten Luft in einer Werkhalle neben 
dem Verwaltungsgebäude der Hap- 
pel K.G. (die Gase in der Elerqente- 
Verzinkerei breiten sich über die 
ganze Halle aus) hat die Firma — 
wie Arbeiter mit einem Anflug von 
Ironie berichten, extra einen Pro- 
fessor aus Heidelberg zu Rate ge- 
zogen, der jedoch feststellte, daß 
nichts zu ändern und die Luft 
außerdem erträglich sei. 

Die Arbeiter selbst konnten einige 
gute, wenngleich ziemlich kost- 
spielige Veränderungsvorschläge 
machen, z. B. Bau eines Abzugs- 
dachs und mehrerer Absaugfilter. 
Auf das „Fachurteil" des Herrn 
Professors hin wurde die ursprüng- 
liche Zulage für die schlechte Luft 

gestrichen, denn eine Tüte Milch 
pro Tag reicht ja auch völlig aus, 
um Vergiftungserscheinungen vor- 
zubeugen! 

Während die Arbeiter auf der 
„Palette", die die Elemente nach 
dem Verzinken mit Silber-Syntho- 
lin spritzen, gegen die giftigen 
Schwaden einen Mundschutz tragen, 
hält man das bei Frauen, die 4 m 
entfernt arbeiten müssen, für über- 
flüssig. Da in der Halle mehrere 
Ventilatoren ausgefallen sind — für 
deren Reparatur ja keine Zeit ist — 
beschwerten sich einige Arbeiterin- 
nen bei Betriebsleiter Klocke. Des- 
sen Antwort: „Wir sind ja schließ- 
lich kein Sanatorium!"\ Auch der 
Betriebsrat Henke kann da angeb- 
lich nichts machen, da er Angst um 
seinen Posten hat. So äußern sich 
die Arbeiter sarkastisch: „Was 
soils? Wir krepieren ja doch alle 
mal an Lungenkrebs!" 

Sollte sich ein Arbeiter heraus- 
nehmen, mal krankzufeiern, so 
schickt ihm die Happel K.G. (Mut- 
tergesellschaft der GEA) einen 
freundlichen Brief, worin ihm eine 
baldige Kündigung nahegelegt 
wird. Solche Briefe gelten der 
Werksleitung als „reine" Form- 
sache, denn seit sie vor etwa zwei 
Jahren einen Prozeß gegen die 
IGM gewonnen hat, ist sie sehr 
selbstbewußt geworden. 

tation nicht verbal bleibt, sondern 
die Montage von Bild, Ton, Zitat 
und Insert voll entfaltet ..." (FR 
vom 14. 4. 70) 

Hören wir dagegen, wie Publi- 
kum, Filmemacher und Presse über 
die „Filmkunst" unserer Juroren- 
„Genossen" urteilt: 

„Da ist zunächst zu registrieren,, 
daß die Filmproduktion in den sozi- 
alistischen Staaten Osteuropas of- 
fenbar keinen Schritt weiterge- 
kommen ist in der Frage, wie Filme 
gemacht sein müssen, um die Zu- 
schauer wirklich zu politisieren. 
Die glatten, in sich geschlossenen 
und selbstgenügsamen Dokumenta- 
tionen und Trickfilme aus Polen, 
Ungarn, Jugoslawien, Rumänien 
und der CSSR sind affirmativ" ... 
„So wird denn die politisch bedeu- 
tende Gegenposition vor allem von 
den Filmen aus der BRD und La- 
teinamerika gehalten." Die Herren 
Juroren aus den „sozialistischen" 
Ländern haben sich blamiert, es ge- 
lang ihnen diesmal nicht, dem 
Oberhausener Publikum, den Fil- 
memachern und der Presse etwas 
vorzumachen. Sie interessierten 
sich nicht mehr für die Frage, für 
wen ein Film „gut" ist. Ist er gut 
für die Aufrechterhaltung der ka- 
pitalistischen Gesellschaft, oder ist 
er „gut" für den Kampf gegen das 
Kapital, für die sozialistische Revo- 
lution? In dieser Frage entlarvten 
sie sich vollständig, sie entschieden 
sich für den Kapitalismus, indem 
sie nur die „Kunst", vor der alles 
und alle angeblich „gleich" sind, an- 
erkannten. Als ihnen das bei den 
„kunstvollen" politischen Filmen 
nicht recht gelang, nahmen sie Zu- 
flucht zu einer üblen Hetzkampag- 
ne gegen die „Quasi-Revolutionä- 
re", Diese Leute haben einmal mehr 
bewiesen, daß sie den Marxismus 
verraten haben, der seinem Wesen 
nach kritisch und revolutionär ist. 
Als Vertretern der revisionistischen 
Länder war eigentlich auch nichts 
anderes von ihnen zu erwarten. 
Sie erhielten die erste Quittung: 
Die Jury-Mitglieder aus Osteuropa 
wurden offenbar durch nichts so 
betroffen wie durch den aus dem 
Publikum geäußerten Vorwurf, sie 
seien allesamt Revisionisten. Der 
Jugoslawe nahm das zum Anlaß, 
sich aus der Jury zurückzuziehen ... 

Der Linken in unserer Gesell- 
schaft scheint zumindest eine Ver- 
unsicherung bei Vertretern soziali- 
stischer Staaten zu gelingen." (FR 
20. 4. 70) 

„Neue Ostpolitik" an der Kultur- 
front 
Warum platzte die Jury nicht? Wa- 
rum ließ man die Herren aus den 
sogenannten sozialistischen Län- 
dern nicht zurücktreten? Weil das 
genau die politische Funktion der 
Oberhausener Kurzfilmtage zunich- 
te gemacht hätte. Hilmar Hoff- 
mann (SPD), verantwortlicher Lei- 
ter des Festivals, mußte alle takti- 
schen Raffinessen aufbringen, 
einerseits Versprechungen und Ver- 
tröstung des Publikums; („Nächstes 
Jahr wird alles anders"), anderer- 
seits Schlichtung des Jury-Frak- 
tionskampfes. Letzteres gelang ihm 

deshalb, weil die progressiven Ju- 
ry-Mitglieder letztlich doch mehr 
Interesse am Preisverteilen hatten 
als an der konsequenten Entlar- 
vung und Sabotage dieser SPD-Ver- 
anstaltung. So konnte Erika Runge 
(D„K"P) im Verein mit den in der 
Jury verbliebenen Revisionisten- 
„Genossen" einen Großen Preis für 
einen Politfilm ergattern, der zwar 
einen Eindruck von der Vielzahl 
der braunen Persönlichkeiten in 
und um Bonn vermittelt, dessen 
analytischer Gehalt jedoch gleich 
null ist. 

Der SPD gelang es deshalb mit 
Hilfe der Reformisten, ihre kultur- 
politischen — hier außenpoliti- 
schen — Interessen durchzusetzen: 
ideologische und wirtschaftliche 
„Aufweichung" der osteuropäischen 
Länder. Sie hofierte ihre zukünfti- 
gen osteuropäischen Geschäftspart- 
ner und wurde dabei natürlich von 
den Festival-Geldgebern der west- 
deutschen Großindustrie unterstützt. 
Wieder ein Blick in die Presse: 
„Was da unter dem Titel „Oxi" 
(Nein) lief, hergestellt bei der DE- 
FA in Ostberlin, ist nicht besser als 
die Dutzendware des Fernsehens. 
Man kann sich angesichts dieser 
Entscheidung die Vermutung nicht 
verkneifen, daß hier jemand in der 
Jury den Gedanken gehabt haben 
muß, im Zeichen von Erfurt und 
Kassel sei es an der Zeit, endlich 
einmal auch einen Film aus der 
DDRin Oberhausen auszuzeichnen." 
(FR, 20. 4.) 
Weiter:   daß bei mindestens 
fünf von zehn Förderungsprämien 
geradezu schwachsinnig (im Gegen- 
teil: systematisch) entschieden wur- 
de ... Prämien wurden für Filme 
aus den sozialistischen Staaten Ost- 
europas zugeteilt, obwohl in Ober- 
hausen die Stagnation des osteuro- 
päischen Kurzfilms geradezu deut- 
lich geworden ist." 

Erklärung des Arbeitskollektivs 
Bochum/Berlin zur Zurücknahme 
des Cuba-Films. 
„In der Jury hat eine Fraktion ge- 
siegt, die zur Bewertung von Fil- 
men unpolitische und bürgerliche 
Kriterien bevorzugt, die den wich- 
tigsten Filmen des deutschen Pro- 
gramms unangemessen sind. Da in 
einer Atmosphäre allgemeiner Kor- 
ruption, Mauschelei und politischer 
Manipulation (den Cuba-Film, auf 
den 1. Platz des deutschen Pro- 
gramms gewählt, zeigte man z. B. 
nachts um 1.00 Uhr, als der Saal nur 
noch 1/4 voll und bereits Presse- 
Redaktionsschluß war) die materi- 
ellen und propagandistischen Mög- 
lichkeiten eines wirklich antikapi- 
talistischen Films systematisch aus- 
geschaltet werden, haben wir unse- 
ren Film „Cuba-Sommer 68" aus 
dem Wettbewerb zurückgezogen." 

Resultat 
Die politischen Filme werden zahl- 
reicher und „besser". Sie werden 
den Kampf gegen die Mauschel- 
Juries, Revisionisten und Reformi- 
sten aller Schattierungen aufneh- 
men. Der erste Schritt dazu ist ge- 
macht. 

Reifen-Dornhardt 
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FHV: Neue Formen studentischer 
Politik 
Bereits zu Beginn des Winterseme- 
sters 1969/70 forderten die Vertre- 
ter des Freidemokratischen Hoch- 
schulverbandes (FHV) im Studen- 
tenparlament die Reorganisation 
des SP und der (verfaßten) Studen- 
tenschaft und trugen dazu folgende, 
hier erweiterte und erläuterte 
Grundsätze vor: 

Das SP wird in seiner bisherigen 
Form aufgelöst, da es seinem An- 
spruch nicht mehr gerecht wird und 
auch keine relevanten Aufgaben 
mehr zu erfüllen hat. An seine Stel- 
le tritt der Studentenrat, dem an- 
gehören: 1. die studentischen Uni- 
versitätsparlaments-Mitglieder, 2. 
je Abteilung bzw. Fachschaft ein 
Vertreter, der in der Abteilung oder 
der Fachschaft verantwortlicher 
Funktionsträger ist, 3. 20 über Li- 
sten gewählte Vertreter der politi- 
schen Hochschulgruppen. 

Aufgaben dieses Studentenrates 
sind: 
1. Bestimmung der Leitlinien der 
studentischen Politik an der RUB. 
2. Ihre Koordination auf gesamt- 
universitärer Ebene, d. h. der Ar- 
beit im UP und in den Abteilungen 
(u. a. als Ersatz für die abgewirt- 
schaftete und funktionslose und 
-unfähige Fachschaftsvertreterver- 
sammlung). 
3. Wahl und Kontrolle des Spre- 
cherrates der Studentenschaft (der 
aus 3 Mitgliedern besteht und den 
bisherigen AStA ersetzt, die Be- 
schlüsse des Studentenrates aus- 
führt, die Geschäfte der Studenten- 
schaft leitet und jederzeit dem Stu- 
dentenrat verantwortlich und von 
ihm abwählbar ist). 
4. Delegation und Kontrolle der stu- 
dentischen Mitglieder in gesamtuni- 
versitären Gremien (außer UP und 
dessen Ausschüsse), z. B. Akafö, 
Studentenwerk (Sozialbereich) u. ä. 
m., im vds, zu regionalen und über- 
regionalen Studententagungen usw. 
5. Umfassende Informationsarbeit 
für die Studentenschaft. 
6. Beschlußfassung über die Finan- 
zen der Studentenschaft. 

Die Verwirklichung dieses Mo- 
dells wird einen arbeitsfähigen 
Studentenrat mit klar definierten 
Aufgaben und Möglichkeiten schaf- 
fen, der stärker als bisher sachbe- 
zogene, rationale Arbeit für die 
Studentenschaft leisten kann. Die 
längst fällige Koordination der stu- 
dentischen Politik an der RUB wird 
eine deutlichere und effektivere Ar- 
tikulation und Durchsetzung stu- 
dentischer Interessen gewährlei- 
sten. Die Zersplitterung und Auflö- 
sung der Studentenschaft als Organ 
und Teilkörperschaft innerhalb der 
Universität wird verhindert. Eine 
Kontrolle der Tätigkeit studenti- 
scher Mandatsträger ist jederzeit 
gewährleistet. 

Dieses Modell, das hier erneut 
vorgetragen wird, stellt einen Dis- 
kussionsbeitrag zur Frage der Re- 
organisation der Studentenschaft 

dar. Seine Verwirklichung sichert 
echte und, wirkungsvolle studenti- 
sche Interessenpolitik im gesamten 
Universitätsbereich. Dies kann je- 
doch nicht isoliert geschehen, in 
Form einer rein organisatorischen 
Reform, sondern nur in Verbindung 
mit der Diskussion und Festlegung 
inhaltlicher politischer Ziele der 
Studentenschaft, unter Beteiligung 
aller Stuäenten, unter Berücksich- 
tigung der relevanten Sach-Interes- 
sen und unter Hintanstellung 
einer lediglich ideologisch konzi- 
pierten und einseitig auf außeruni- 
versitäre Bereiche konzentrierten 
und fixierten Studentenpolitik. 

Freidemokratischer Hochschul- 
verband (FHV) 

•SS- 
Anmerkung zu Neue Formen stu- 
dentischer Politik 
Um eine legale Delegierung der 
studentischen Mitglieder in der Lei- 
tung eines Sozialen Selbsthilfewer- 
kes und im Verwaltungsrat eines 
Sozialen Studentenwerkes zu ge- 
währleisten, ist die Wahl durch die 
Mitglieder des Universitätsparla- 
ments vorgesehen. Die Studenten- 
werkskommission ging davon aus, 
daß die studentische Politik in den 
letzten Monaten sowohl im Studen- 
tenparlament als auch im AStA in- 
aktiv geworden ist. Das Studenten- 
parlament ist bis auf die Verab- 
schiedung der Haushalte von Stu- 
dentenschaft und Studentenwerk 
sowie der Wahl des AStA's völlig 
unwirksam geworden. Ein großer 
Teil aktiver Politik wurde durch 
die neue RUB-Verfassung auf das 
Universitäts-Parlament übertragen. 
Um diesem Tatbestand Rechnung 
zu tragen, schlägt die Studenten- 
werkskommission die Wahl der stu- 
dentischen Mitglieder im Sozialen 
Studentenwerk durch die studenti- 
schen UP-Mitglieder vor. Dabei ist 
geplant, daß einem neu zu struktu- 
rierenden Studentenparlament die 
Wahl überlassen bleibt und die stu- 
dentischen UP-Mitglieder die 
Wahlbeschlüsse als unabänderliche 
Beschlüsse dem UP mitteilt. 

Die Ausführungen über die Wah- 
len lassen deutlich werden, daß ne- 
ben der Neustrukturierung des so- 
zialen Bereiches innerhalb der Stu- 
dentenschaft auch eine Neustruktu- 
rierung des Studentenparlaments 
und des AStA's erforderlich sind. 
Dazu schlägt die Kommission eine 
Änderung im Wahlmodus zum be- 
stehenden Studentenparlament vor: 
die jetzt bei den Wahlen zum SP zu 
wählenden Mitglieder aus den Ab- 
teilungen (ein Drittel der SP-Mit- 
glieder '= Direktkandidaten) werden 
durch die studentischen UP-Mit- 
glieder ersetzt. Bei der Berechnung 
einer durchschnittlichen Zahl von 
20 Abteilungen ergibt sich dann 
eine Mitgliederzahl von 60 für das 
neue SP, da im Hinblick auf die po- 
litische Präsenz die Listenwahl 
durch Hochschulgruppen mit der 
doppelten Anzahl von studentischen 

Die 

Redaktion 

antwortet 

UP-Direktkandidaten, also 40, bei- 
behalten werden soll. Die Form 
studentischer Hochschulgruppen 
soll dabei hier nicht näher erläu- 
tert werden; es kann sich um Hoch- 
schulgruppen alten Stils, um Ba- 
sisgruppen, Projektgruppen, Rote 
Garden, Junge Garden, usw. han- 
deln. Als beratender Delegierter 
kann dabei im SP je ein Vertre- 
ter der Fachschaften hinzugezogen 
werden. Als Nachteil für diese neue 
SP-Strukturierung kann sich dabei 
jedoch die Doppelfunktion einerseits 
und damit zusammenhängend eine 
Arbeitsüberlastung andererseits 
der studentischen UP-Mitglieder 
erweisen. Grundsätzlich für eine 
Neustrukturierung der studenti- 
schen Politik ist natürlich die Be- 
reitschaft einer solchen an der Uni- 
versität als Voraussetzung. 

Jörg Reimann 

„Betr.: Artikel ,Zum Fall Spreti' in 
BSZ Nr. 58 
Ich habe mich sehr gewundert, daß 
Sie Ihr Ziel, Verständnis für die 
Widerstandsbewegung in Guate- 
mala, mit Hilfe eines so schlecht 
geschriebenen Artikels erreichen 
wollen. (Den ersten Satz mußte ich 
dreimal lesen, um ihn zu verstehen. 
Was der Bonner Geschäftsträger in 
Saigon in dem Artikel zu suchen 
hat, ist mir auch nicht klar gewor- 
den. Und aus welchem Grund wol- 
len Sie meine moralische Empörung 
nicht steigern?) 

Was mich aber entsetzte, waren 
die Worte zwangsläufig' und ,Not- 
wendigkeit' (a] . ,wieso und war- 
um die Unterdrückten zwangs- 
läufig zu solchen Methoden grei- 
fen', b] ,Von seiten der Guerilleros 
und für die Widerstandsbewegung 
in Lateinamerika war es eine Not- 
wendigkeit, die Drohung wahrzu- 
machen.'). 

Ich verlange von Ihnen eine Dar- 
stellung der moralischen und poli- 
tischen Grundsätze, die nach Ihrer 
Meinung diese für mich ungeheuer- 
lichen Sätze rechtfertigen. 

Mit den besten Wünschen 
für eine bessere BSZ 
Michael Strake 
Kollegstraße 10 

PS. Als Anlage sende ich Ihnen 
einen Artikel aus PUBLIK, der das 
gleiche Thema mit ähnlicher Inten- 
tion behandelt, vielleicht etwas zu 
vorsichtig, dafür aber mit einem 
klaren Gedankengang." 

(Es handelt sich dabei um den 
Artikel „Die zwei Seiten eines Mor- 
des" von Friedhelm Merz, nachzu- 
lesen in PUBLIK Nr. 15, 10. April 
1970.) 

* 
Anm. der Red.: Wir brauchen un- 

serem Artikel nur folgendes hinzu- 
zufügen: die BRD ist voll integriert 
in die imperialistische Global- 
strategie der USA, und die Kon- 
kurrenz der Imperialisten unter- 
einander ist nur eine Seite des 

imperialistischen Systems: man 
teilt auf und herrscht. 

Demzufolge müssen die unter- 
drückten Völker der Dritten Welt 
— von Vietnam bis Guatemala — 
im westdeutschen Imperialismus 
ebenso ihren Feind sehen wie im 
US-Imperialismus. Die Herren Bot- 
schafter — und seien sie noch so 
lieb und nett — sind Agenten des 
Imperialismus / und daher Feinde 
des Volkes. 

Ein Volk, das um seine Befreiung 
kämpft, muß seine Feinde schlagen. 
Es ist wirklich nicht so wichtig für 
das Volk von Guatemala, ob dieser 
Feind ein Landgraf aus Bayern 
oder ein Baron aus Paris ist. In 
der bürgerlichen Presse wird das 
Volk immer anonym gehalten, und 
an der Prominenz geilt sich die 
Sentimentalität auf.  
AStA-Bauchladen 
Jeden Mittag (12—14 Uhr) marxi- 
stisch-leninistische Literatur kom- 
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Die Militärjunta 

und die Konterrevolution 

— Die israelische Aggression gegen 
die arabischen Länder 1967 (Juni- 
Krieg) war keine vereinzelte, zufäl- 
lige und selbständige Aktion gewe- 
sen, sondern Bestandteil einer noch 
immer nicht geschlossenen Kette 
der imperialistischen Strategie. 

Der amerikanische Imperialismus 
erlitt durch den heroischen Kampf 
des Vietnamesischen Volkes schwe- 
ren Schaden. Die Kriegsmaschine- 
rie der USA und ihrer verbündeten 
Lakaien vermöchten und vermögen 
nicht — heute noch — den mittler- 
weile auf Laos und Kambodscha 
ausgerichteten Krieg zu ihren Gun- 
sten zu entscheiden oder zu beein- 
flussen. Die USA als stärkste Mili- 
tärmacht der Welt schien vor dem 
entschlossenen Kampf eines kleinen 
Volkes zu verblassen. Diese Tatsa- 
che gab den unterentwickelt gehal- 
tenen Völkern einen revolutionären 
Vorschub. Die Völker Asiens, Afri- 
kas und Lateinamerikas sahen im 
revolutionären Volkskrieg der Viet- 
namesen eine Alternative für ihre 
Befreiung. Die amerikanischen Mi- 
litärstrategen sahen sich mit ihrer 
eigenen aufgestellten „Dominotheo- 
rie" konfrontiert, d. h. daß bald in 
anderen Teilen der Welt der Kampf 
gegen den amerikanischen Imperi- 
alismus aufgenommen wird und 
dies erfordert weiteres Engagement 
der Amerikaner, die sie auf die 
Dauer nicht verkraften können. Die 
amerikanischen Militärs und CIA- 
Strategen haben auf die weltpoliti- 
sche Situation reagiert, ihre Pläne 
lassen sich in zwei Punkte zusam- 
menfassen: 
1. Die neuen Guerilla-Bewegungen 
schnell zu erledigen, 
2. die bürgerlichen fortschrittlichen 
Regime zu stürzen und durch ihre 
Verbündeten zu ersetzen. 

Die brutale schnelle Zerschla- 
gung der Guerilla-Bewegung in 
Thailand und auf den Philippinen, 
die brutale Intervention der USA 

in Guatemala und Santo Domingo, 
gehören in die Strategie des ersten 
Punktes. 

Die blutigen Massaker in Indo- 
nesien an Hunderttausenden von 
Demonstranten und Kommunisten 
waren notwendig, um das Regime 
Sukarno zu stürzen und dafür die 
reaktionären Offiziere an die 
Macht zu bringen. In Ghana folgte 
der Sturz Nkruma durch den CIA 
und israelischer Offiziere und Ent- 
wicklungshelfer. Vor drei Jahren 
im April kamen die faschistischen 
griechischen Offiziere durch den 
CIA an die Macht. Die bürgerlich- 
fortschrittliche Demokratie Papan- 
dreous war der imperialistischen 
Strategie nicht dienlich, sie mußte 
durch ihre Lakaien ausgewechselt 
werden. Durch diesen Machtwech- 
sel und die Zerschlagung der Wi- 
derstandsbewegung in einigen Län- 
dern haben, die Konterrevolutionäre 
an Macht und Stellung gewonnen. 

Während der Juni-Aggression 
war die amerikanische 6. Flotte in 
griechischen Gewässern, sie stand 
für den Ernstfall bereit. Die Rolle 
Griechenlands im Lager der Kon- 
terrevolution ist heute klarer als 
vor drei Jahren. Die engen Bezie- 
hungen zwischen der Militärjunta 
und den israelischen Imperialisten 
sind sehr eng. Die israelische Öf- 
fentlichkeit versuchte vergebens 
dagegen die Absicht der israeli- 
schen Regierung, griechische De- 
monstranten, die vor dem Terror 
der Obristen geflüchtet waren, an 
Athen auszuliefern. Der Versuch 
scheiterte und die Weltöffentlich- 
keit erfährt nichts, weil diese enge 
Zusammenarbeit der israelischen 
Militaristen und der griechischen 
Obristen sich im Dunkeln abspielt. 
In Tel Aviv werden fünf griechi- 
sche Offiziere in der Partisanenbe- 
kämpfung ausgebildet. Sie sollen 
den Christen als Kern von Sonder- 
einheiten beim möglichen Einsatz 

im Innern des Landes, aber den 
USA auch für die Nato-Strategie 
im Mittelmeer dienen. Der US-Prä- 
sident Nixon verfügte vor kurzem 
die uneingeschränkte Wiederauf- 
nahme der amerikanischen Waf- 
fenlieferungen an Griechenland. 
Ein Teil dieser Waffenlieferungen 
ist nicht für die Militärjunta be- 
stimmt, sondern wird über Grie- 
chenland nach Israel geschafft. Die 
Nato-Staaten, auch die Bundesre- 
publik, dienen mehrfach als Kanä- 
le, über die die USA ohne Aufsehen 
Waffen nach Israel liefert. Die Mi- 
litärjunta fühlt sich ziemlich sicher 
in ihrer Machtstellung. Nach der 
moralischen Verurteilung des Athe- 
ner Regimes im Europarat winkte 
der Außenminister der Militärjun- 
ta, Pipinelis, gelassen ab. „In der 
Nato", sagte er, „gibt es keine poli- 
tischen Vorurteile. Entscheidungen 
werden ausschließlich anhand von 
strategischen Notwendigkeiten ge- 
troffen." 

Zwei amerikanische Admirale der 
6. US Mittelmeer-Flotte konferier- 
ten mit den Generalstabchefs der 
Militärjunta über die Frage, was 
Griechenland tun könne, um den 
von den USA in Libyen verlorenen 
wichtigen Luftwaffenstützpunkt 
Wherlus zu ersetzen. Die Obristen 
boten Chamia auf der Mittelmeer- 
insel Kreta an. Die USA sicherten 
für dessen Ausbau einen 100-Mil- 
lionen-Dollar-Scheck zu. Noch mehr 
aber sticht den US-Militärs die In- 
sel Cypern im Auge. Zwar immer 
noch britischer Nato-Stützpunkt, ist 
sie unter Erzbischof Makarios nicht 
zu den „nationalen Flugzeugträger" 
für die US-Strategie im Mittelmeer 
gegen die fortschrittlichen arabi- 
schen Länder zu machen. 

Die konterrevolutionäre Rolle 
Griechenlands unter den Faschisten 
ist schon grobskizziert, aber von 
Fall zu Fall wird sie mehr an Be- 
deutung gewinnen. 
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